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und Hebammenwesen

Der Deutsche Pflegerat e.V. (DPR) sieht angesichts der demographischen Heraus-
forderungen dringenden Handlungsbedarf, den zukünftigen Fflegepersonalnach-
wuchs qualitativ und quantitativ sicherzustellen. Der DPR begrüßt, dass das Bun-
desministerium für Gesundheit und das Bundesministerium für Arbeit und Soziales
den zukünftigen Mehrbedarf an Pflegepersonal (ca. 1,5 Millionen bis 2030) durch
dreijährig qualifizierte Pflegefachkräfte absichern wollen.

Der DPR hat unverändert grundsätzliche Bedenken gegen die aktuelle politisch be-
absichtigte Neufassung der Zugangsvoraussetzungen. Der DPR ist der Überzeu-
gung, dass die Herausforderungen nur in einer grundsätzlichen Neuordnung der
Ausbildungsgesetze gelöst werden können.

Der DPR toleriert vor diesem Hintergrund, trotz seiner Bedenken und mit Hinweis auf
die abgegebenen Stellungnahmen, die Neufassung der Zugangsbedingungen zur
Ausbildung in den nach dem Krankenpflegegesetz geregelten Berufen im Sinne von
Zugang mit 10 Jahren allgemeinbildender Schule vorbehaltlich, dass
- dies über eine Modellklausel erfolqt. die die Länder in die Lase versetzt. Abwei-

chunqen von S 5 Nr. 2 KrPflG zu erfnöqlichen. soweit dies in Einklans mit der Be-
rufeanerkennu nqsrichtlin ie 2005/36/EG steht:

- sich das Bundesministerium für Gesundheit dafür einsetzt, die Ausbildungskapa-
zitäten zu sichern und dem o.g. Bedarf entsprechend auszuweiten;

- Oie Koalitionsparteien die Notwendigkeit erklären, in der nächsten Legislaturperi-
ode eine grundsätzliche Reform der Ausbildung für die Pflegeberufe im Sinne ei-
nes Ausbildungsgesetzes für einen Pflegeberuf mit Schwerpunktbildung im Kon-
text zu einem Berufegesetz Pflege auf den Weg zu bringen;

- die Bundesministerin für Gesundheit die zuständioen Landesreqierunqen auffor-
dert zur Attraktivitätssteiseruns der Pfleqeberufe die Durchlässiokeit in den tertiä-
ren Bereich den Erwerb der Fachhochschulreife während der Ausbildunq durch
erqänzende Bildunqsanoebote reoelhaft zu orqanisieren (vql. BT-Protokoll 10.
April 2003 BT-Drucksache 15/804):

- die Bundesministerin für Gesundhöit anreot. die Fachaufsicht über die Pfleqeaus-
bildunoen auf die Zuständiokeit der obersten Kultusbehörden in allen Bundeslän-
dern regelhaft auszuweiten:

- eine bildungspolitische Initiative zur allgemeinen Regelung der Gleichsetzung von
zehn Jahren Hauptschule mit Mittlerem Bildungsabschluss zu ergreifen.
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